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AHV-REVISION AUF
DEM BUCKEL DER FRAUEN?
Der AtoioTZiz/ra? VorrcÄDg« e/ei BaWerra/er /«r a?i«

2 FAf/V-FeNrio« »»t/ «Dra« ezsi^e VerfererarBge«

^»ge^nrcN, ei« Ko»2/>»£>»zi.r.f, */er z« ei«er »ziff/ere» t7»z«/rzWe»-

Âeif /a'Ärte. Na» ge/tf z/ie VorDge a» z/e» SDWenzh Fr /z'egi

a» ä»j a//e«, z/ieie» zizzao» z» à'èerzea^e», ö^rr z/ieje

aa/ zie»z Bae/èe/ z/er Fraae» /â/ro6 z'jt, z/ez» Ver/ajj'a«^j'aa//'ra^

zar AFfV »ic/6? e»Arpràv&? a»z2/i«a»z/7o/i/ijeÄ «»»ofig zr/.

Die ll.AHV-Revision wurde schwergewichtig als Sparvorlage

erarbeitet angesichts der leeren Kassen des Bundes, des schmel-

zenden AHV-Fonds und der schlechten Zukunftsaussichten: Die

Zahl der Rentenbezüger steigt und diejenige der Beitragszah-

lenden nimmt ab. In der Zwischenzeit hat sich die finanzielle

Situation geändert: Der Bund schliesst so vorteilhaft ab, dass

sogar Schulden zurückbezahlt werden können. Die AHV-Kasse

hat - dank weniger Arbeitslosen - den Bereich der roten Zah-

len verlassen.

Flexibles Rücktrittsalter
Ein Hauptanliegen der ll.AHV-Revision ist es, einen flexiblen

Altersrücktritt zu erlauben. Dadurch ergeben sich aber Pro-

bleme: Die Kriterien für den Altersrücktritt werden nirgends de-

finiert. Entsprechend unterschiedlich sind denn auch die

Gründe für einen vorzeitigen Rentenbezug. Die Wirtschaft

möchte frühzeitige Rücktritte dazu nutzen, einen imageschädi-

genden Stellenabbau zu vermeiden. Darum wird eine erhebli-

che Zahl von Arbeitnehmern infolge Arbeitslosigkeit zu Ren-

tenbezügern. Andererseits gibt es gesundheitliche Gründe für

eine Aufgabe einer Berufsarbeit. Die Politiker sehen hier ein

finanzielles Problem für die AHV. Dieses angeblich ausschliess-

lieh finanzielle Problem will man mit einem "versicherungs-

technischen" Abzug bei den Renten lösen. Das heisst, damit für

die Versicherung die Rechnung aufgeht, wird der Frühbezug

der Rente mit einem Abzug korrigiert, der dann lebenslänglich

bestehen bleibt.
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Damit widerspricht die AHV ihrem Verfassungsauftrag. Sie:

wurde als allgemeine Volksversicherung auf der Grundlage ge-

genseitiger Solidarität konzipiert und sollte den Existenzbedarf

der Rentnerinnen und Rentner decken. 1996 hat der Bundesrat

diesen Volkswillen neu interpretiert: Der Existenzbedarf soll

nicht mehr ausschliesslich durch die AHV gesichert werden,
sondern auf drei Pfeilern ruhen: AHV, Berufsvorsorgeversiche-

rung (BVG) und private Vorsorge. Nicht mehr die AHV allein

soll den Existenzbedarf decken, sondern nur gemeinsam mit

einer Versicherung, der Berufsvorsorge.

Genau das aber ist für Frauen problematisch, denn jede zweite

Frau arbeitet vor allem familienbedingt im fortgeschrittenen
Alter zu Löhnen (Teilzeitarbeit), die nicht dem BVG unterste-

hen. Diese Frauen geniessen also keine Berufsvorsorge.

Dies gleichzeitig mit der AHV-Revision zu ändern lehnte der

Bundesrat ab. Ergebnis: Viele Frauen beziehen nur AHV-Ren-

ten, die nicht existenzsichernd sind. Sie werden auf die Ergän-

Zungsleistungen verwiesen. Abgesehen davon, dass Ergän-

Zungsleistungen von den Kantonen und nicht vom Bund (der

dadurch spart) bezahlt werden müssen, ist der Vollzug auf

weite Strecken demütigend. Obwohl frau ein Recht auf diese

Leistungen hat, muss z.B. jeweils jede aussergewöhnliche Aus-

gäbe (z.B. Zahnarzt) genehmigt werden. Dadurch entsteht das

Gefühl, armengenössig geworden zu sein. Eine Dunkelzahl von

Rentenbezügerinnen beansprucht deshalb diese Leistungen gar

nicht, obwohl sie ein Recht darauf hätten.

Ein weiterer Stein des Anstosses ist die Witwenrente, die ganz

oder teilweise abgeschafft werden soll. Das trifft vor allem jene

Frauen hart, die - vielleicht infolge später Heirat - weder Kin-

der haben noch eine Berufstätigkeit annehmen, um Familien-

pflichten (Pflege der Verwandten oder des Ehegatten) zu erfüllen.

Eine Alternative zur Gesundung der AHV

Inzwischen läuft die Unterschriftensammlung für die Volks-

initiative "Nationalbankgewinne für die AHV". Diese Initiative

verlangt dass der Reingewinn der Nationalbank nicht mehr in



die allgemeine Bundeskasse, sondern an den Ausgleichsfonds

der Alters- und Hinterlassenenversicherung fliesst. Der bis-

herige Anteil der Kantone (1 Milliarde jährlich) soll den Kanto-

nen bleiben. Damit würde die AHV auf einige Jahre gesichert

und man könnte zudem darauf verzichten, weitere Mehrwert-

Steuer-Prozente für die AHV zu erheben.

Die Zeit die so gewonnen wäre, wäre dafür zu verwenden, um

über die künftige Finanzierung der Renten nachzudenken. Das

bisherige Modell der AHV basiert darauf, dass den Beitragszah-

lenden auf der einen Seite die Rentenbezüger gegenüber

stehen. Diese Rechnung geht nicht mehr auf, weil sich die Ver-

hältnisse entscheidend geändert haben: Heute sind gesamt-

schweizerisch die Einkommen aus Erwerbsarbeit geringer, als

die Einkommen aus dem Kapital und dies mit steigender Ten-

denz. Diese Kapitaleinkommen zahlen jedoch keine Beiträge

an die AHV. Die rechnerische Grundlage der AHV ist also aus

den Fugen geraten und sollte den Tatsachen entsprechend kor-

rigiert werden.

Afan'e-Therese ZarcAer

DER WEIBLICHE WEG ZUM ERFOLG

Nancy Bancroft, eine Frau die in den fünfziger Jahren auf-

wuchs, lernte, dass eine Berufsfrau als Krankenschwester,

Sekretärin oder Lehrerin hilfreich, liebenswürdig und entge-

genkommend sein muss, um Lob zu ernten und als "gutes

Mädchen" dazustehen. Mit der Zeit erkannte sie, dass sie stän-

dig ihren eigenen Arbeitsstil "vertuschen" und eine Rolle spie-

len musste, um sich einzufügen. Sie fragte sich, ob es anderen

Frauen wohl ebenso erging, in zahlreichen Gesprächen ergrün-

dete sie bei erfolgsorientierten Frauen, welche Verhaltensstrate-

gien sie denn entwickelten, um sich am Arbeitsplatz anzu-

passen und dort Erfolg zu haben.

Die Autorin fand fünf Strategien, welche Frauen zum berufli-
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